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§ 27. Erlöschen der Wasserbenutzungsrecht. 

(1) Wasserbenutzungsrechte erlöschen: 

 a) durch den der Wasserrechtsbehörde zur Kenntnis gebrachten Verzicht des Berechtigten; 

 b) durch Nichteinwendung des Rechtes in einem wasserrechtlichen Verfahren, insoweit eine mit diesem 
Rechte offensichtlich in Widerspruch stehende Anlage bewilligt und ausgeführt wird, jedoch 
unbeschadet eines allfälligen Schadenersatzanspruches nach § 26 Abs. 3; 

 c) durch Ablauf der Zeit bei befristeten und durch den Tod des Berechtigten bei höchstpersönlichen 
Rechten sowie durch dauernde Einschränkung oder Untersagung nach § 21a; 

 d) durch Zurücknahme nach Abs. 3 oder Abs. 4; 

 e) durch Enteignung (§ 64 Abs. 4); 

 f) durch Unterlassung der Inangriffnahme des Baues oder der Fertigstellung der bewilligten Anlagen 
binnen der im Bewilligungsbescheide hiezu bestimmten oder nachträglich verlängerten Frist; 

 g) durch den Wegfall oder die Zerstörung der zur Wasserbenutzung nötigen Vorrichtungen, wenn die 
Unterbrechung der Wasserbenutzung über drei Jahre gedauert hat, wobei der Wegfall oder die 
Zerstörung wesentlicher Teile der Anlage dem gänzlichen Wegfall oder der gänzlichen Zerstörung 
gleichzuhalten ist; 

 h) durch Wegfall oder eigenmächtige Veränderung des Zweckes der Anlage, wenn das 
Wasserbenutzungsrecht im Sinne der Bestimmungen des § 21 Abs. 4 an einen bestimmten Zweck 
gebunden wurde. 

(2) Die Wasserrechtsbehörde kann die im Abs. 1 lit. g bestimmte Frist bei Vorliegen außerordentlicher oder 
wirtschaftlicher Schwierigkeiten bis zu fünf Jahren verlängern. 

(3) War nach erfolgter Herstellung und Inbetriebsetzung einer genehmigten Anlage der ordnungsgemäße 
Betrieb während dreier aufeinanderfolgender Jahre eingestellt, ohne daß die Voraussetzungen des Erlöschens 
nach Abs. 1 lit. g vorliegen, so kann dem Berechtigten, falls nicht die Betriebseinstellung erweislich durch die 
Betriebsverhältnisse oder außerordentliche vom Willen des Berechtigten unabhängige Umstände bedingt war, 
von Amts wegen oder auf Antrag anderer Interessenten von der zur Genehmigung der Anlage berufenen 
Behörde eine angemessene, mindestens mit einem Jahre zu bemessende Frist zur Wiederaufnahme des 
ordnungsmäßigen Betriebes mit der Ankündigung bestimmt werden, daß nach fruchtlosem Ablaufe der Frist das 
Wasserbenutzungsrecht als erloschen erklärt würde. 

(4) Die Behörde hat eine Bewilligung zu entziehen, wenn ungeachtet wiederholter Mahnung unter Hinweis 
auf die Rechtsfolgen die anläßlich der Bewilligung, der Änderung der Bewilligung (§ 21a) oder Überprüfung 
angeordneten Maßnahmen nicht durchgeführt oder Auflagen nicht eingehalten werden. 

(5) Das Erlöschen eines Wasserbenutzungsrechtes durch Ablauf der Zeit hat auch das Erlöschen eines nach 
§ 19 oder § 68 entstandenen Mitbenutzungsrechtes zur Folge. In allen anderen Fällen des Erlöschens eines 
Wasserbenutzungsrechtes bleibt das Mitbenutzungsrecht für die restliche Dauer der ursprünglichen Bewilligung 
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erhalten, wenn der Mitbenutzungsberechtigte die Verpflichtung zur ordnungsgemäßen Instandhaltung der 
ursprünglichen Anlage übernimmt. 

(6) Das Erlöschen kann sich auch bloß auf einen Teil der Wasserbenutzung beziehen. In diesem Fall hat die 
Wasserrechtsbehörde auszusprechen, inwieweit das Wasserbenutzungsrecht aufrecht bleibt. 


